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Eine transparente Kuppel macht noch kein Parlament mit Volksnähe: das Reichstagsgebäude in Berlin. JOHN MACDOUGALL/AFP

„Raus aus der Blase,
ran an die Basis“

Der Bundestag agiert abgehoben und fern der Lebensrealität der Menschen,

kritisiert die Soziologin Christiane Bender - und hat eine Idee, wie es besser gehen könnte
Seiten 2/3
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Arbeiten bis
zum Burnout
Lange Wartezeiten für die

Kundschaft und Stress bei

den Beschäftigten:

Der Fahrradhandel steckt

in einer Krise, während die

Branche unvermindert

boomt. Seiten 16/17
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Ernährung in
Schulen im Fokus
Zum Schulstart fordert der

Frankfurter Ernährungsrat

gesünderes Essen. Die Stadt

sieht keinen Handlungsbedarf.

Die Erstausstattung mit

Ranzen nebst Inhalt wird

immer teurer. Seiten D2/D3, 10
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Meisterhaftes auf
der Kinoleinwand
Am Lido in Venedig sind

mehrere Höhepunkte zu

sehen, unter anderem das

Biopic „Maestro“ über

Leonard Bernstein und der

Film „Poor Things“ mit

Emma Stone. Seiten 20/21
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Söder macht weiter
mit Aiwanger
Bayerns Ministerpräsident

Markus Söder hält an seinem

Vize Hubert Aiwanger fest,

obwohl der Fragen zum

Antisemitismus-Skandal

nicht wirklich beantwortet.
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Demokratie

Im Deutschen Bundestag sitzen

20 Abgeordnete mit Haupt-

schulabschluss. Dagegen leben in

der Bundesrepublik mehr als 20

Millionen Menschen, die ebenfalls

über einen Hauptschulabschluss

verfügen. Das ist quasi ein Drittel

der Wahlberechtigten. Die Sozio-

login Christiane Bender spricht

im Interview über dieses Un-

gleichgewicht in Deutschlands

höchstem Parlament, über eine

verlorengegangene Verankerung

der Politik in der Gesellschaft und

damit verbundene Gefahren für

die Demokratie. Einen Vorschlag,

um dieses Problem zu beheben,

hat sie auch.

Frau Bender, Sie sprechen von ei-

ner „Repräsentationslücke“ bei

den nur 20 Abgeordneten mit

Hauptschulabschluss im Bundes-

tag. Was bedeutet diese Lücke für

unsere Demokratie?

Die Abgeordneten im Bundestag

haben nach dem Grundgesetz den

Auftrag, das ganze Volk zu vertre-

ten. Wenn Politik hauptsächlich

von Politikern betrieben wird, die

einer ziemlich homogenen, noch

dazu privilegierten Schicht ange-

hören, ist die Gefahr sehr groß,

dass die Politik stark auf deren In-

teressen ausgerichtet ist.

Warum?

Aus dem einfachen Grund, weil –

in bester Absicht – Menschen dazu

neigen, ihre eigenen Erfahrungen

zu verallgemeinern. Die Lebensla-

gen des größten Teils der Wähler

und Wählerinnen ist aber dadurch

gekennzeichnet, dass sie die Aus-

wirkung des sozialen Wandels un-

mittelbar spüren: Unternehmen

schließen, Mieten steigen, die Le-

benshaltung und Energie wird

teurer. Diese Bürgerinnen und

Bürger verfügen aber kaum über

Abgeordnete, die sie aus eigener

Erfahrung vertreten können.

Wie äußert sich das?

Die Abgeordneten sprechen nicht

deren Sprache, so dass sich diese

Wähler und Wählerinnen nicht

repräsentiert fühlen. Gerade Men-

schen mit nicht-akademischen

Laufbahnen sind am ehesten von

sozialen Verwerfungen betroffen

und in hohemMaße vom Gelingen

der Politik, etwa von sozialstaatli-

chen Reformen, abhängig, denn

ihnen fehlt das „Polster“, um Kri-

sen zu überstehen.

Weshalb macht es einen so gro-

ßen Unterschied, wer im Parla-

ment sitzt und entscheidet?

Trotz der großen Zahl von Abge-

ordneten im Bundestag, die in ih-

ren Wahlkreisen in den „Bürger-

Dialog“ treten, gelingt es „der po-

litischen Klasse“ derzeit kaum, ih-

re Politik Bevölkerungsgruppen

außerhalb der akademischen

Großstadtmilieus nahezubringen.

Im Bundestag fehlen Pragmatiker,

die über basisnahe Kenntnisse der

Umsetzung von Politik verfügen

und auf die vorhandenen Gefühle

der Ungewissheit vieler Menschen

an der gesellschaftlichen Basis ei-

ne befriedigende Antwort geben.

Die meisten der 736 Bundestags-

abgeordneten haben studiert,

auffallend viele sind Juristinnen

oder Juristen.

Wir wollen keine Bevölkerungs-

gruppen gegeneinander ausspie-

len. Wünschenswert ist ja eine

breite Repräsentation von Fähig-

keiten aus der gesamten Bevölke-

rung, die wiederum der Mehrheit

der Bevölkerung zugutekommt.

Und selbstverständlich werden in

rechtsstaatlich verfassten Organen

wie dem Bundestag und der Re-

gierung Zuständigkeiten für juris-

tische Fragen benötigt.

Aber nicht nur.

Bedenkenswert ist, dass Abgeord-

nete mit Jurastudium – um es vor-

sichtig auszudrücken – auch ih-

ren gewaltigen Anteil daran ha-

ben, unsere Gesellschaft in ein

bürokratisches Monstrum zu ver-

wandeln und unnötig Komplexi-

tät aufzutürmen, die nur sie

durchschauen können. So etwas

nennt man Herrschaftswissen,

um andere Menschen mit ande-

ren Fähigkeiten zu diskriminie-

ren. Früher siedelten sich Unter-

nehmen in Deutschland an, weil

ihnen der rechtliche Rahmen Ver-

lässlichkeit bot; heute bleiben sie

wegen der unüberschaubaren

Bürokratie weg.

Welche Folgen hat eine einseitige

Repräsentation unterschiedlicher

Bevölkerungsgruppen noch?

Wenn ein großer Teil der Bevölke-

rung kaum berücksichtigt wird,

wendet er sich von der Politik ab.

Bei der letzten Bundestagswahl

stellten die Nicht-Wähler die

größte „Partei“. Die Folgen sind

Vertrauensverlust in die Politik,

möglicherweise dann in die Insti-

tutionen und schließlich in die

Demokratie, in der sie zu wenig

vorkommen. Ich brauche an dieser

Stelle nicht auszuführen, dass Par-

teien und Personen mit einem Ge-

genentwurf zur Demokratie schon

bereitstehen, im Namen der Ent-

täuschten zu sprechen.

Sie sprechen von der AfD. Wer

kann die denn stoppen?

Die anderen Parteien. Politik setzt

sich aus Personen, Parteien und

Programmen zusammen.

Welche konkret?

Die bürgerlichen Parteien. Insbe-

sondere die beiden Volksparteien

weisen in Deutschland eine stolze

Geschichte auf, die Interessen der

Bürgerinnen und Bürger zu ver-

treten. Ihre Politiker haben für die

Bevölkerung glaubhaft und ver-

ständlich ihre Politik verkörpert.

Das gelingt ihnen derzeit kaum

noch, die mächtigen parteiinter-

nen Netzwerke scheinen wenig am

Gesamtwohl von Partei und Land

interessiert zu sein.

Sie hoffen also weder auf die SPD

noch auf die CDU.

Die jüngere Partei Bündnis 90/Die

Grünen kann eine große Berei-

cherung sein, wenn es ihr gelingt

zu überzeugen, dass sie nicht nur

eine Akademiker-Partei ist, son-

dern dass sie auch die Interessen

breiter Bevölkerungsschichten

vertreten kann und die ökologi-

sche Transformation mit der nöti-

gen Offenheit vorantreibt und

nicht Top-down.

Und wie können die das Problem

angehen?

Leicht wird das nicht. Aber es ist

fünf vor zwölf. Raus aus der Blase,

ran an die Basis. Leider sind die

Beziehungen der Parteien zu den

ehemaligen Großorganisationen

wie Gewerkschaften, Kirchen, Be-

rufsverbänden und Vereinen ge-

schwunden.

Woranmangelt es?

Zeit für ehrenamtliche Tätigkeiten

scheinen die Parteikarrieren nicht

mehr zuzulassen. Medienpräsenz

konkurriert mit Präsenz in der Re-

gion, im ländlichen Raum, bei

Stadtfesten, im Ortsverein. Also:

mehr Angebote machen, interes-

sante Mitgliederwerbung, Berüh-

rungsängste überwinden.

Was läuft derzeit schief?

Zurzeit gefallen die Parteien sich

mit immer neuen selbstgefälligen

Abgrenzungsstrategien gegen die

AfD und treiben damit die Wähler

der Partei in die Arme. Die Be-

dürfnisse und Interessen der Be-

völkerung in transparente und

bürgernahe Politik umsetzen, das

hilft ammeisten.

Um Lücken im Bundestag zu

schließen, haben Sie mit Ihrem

Kollegen Hans Graßl ein Losver-

fahren vorgeschlagen.

Die Beobachtung der Zunahme

von Nichtwählern, oftmals in den

Wohngebieten mit einkommens-

schwächerer Bevölkerung, bot den

Anlass für unseren Vorschlag.

Was steckt dahinter?

Wir vermuten, die Wahlbeteili-

gung wird steigen und der Bun-

destag erhielte wieder die Auf-

merksamkeit durch die Aktivitä-

ten und Reden der ausgelosten

Abgeordneten, die er in einer le-

bendigen Demokratie als zentrales

gesetzgebendes Organ benötigt.

Eine Art Losverfahren hat auch

der Bundestag zuletzt mit dem

Konzept des Bürgerrates initiiert.

Für den Rat wurden 160 Bürge-

rinnen und Bürger ausgelost, die

sich von Ende September an tref-

fen und in kleineren Gruppen be-

raten werden. Die Ergebnisse sol-

len in die Arbeit des Bundestags

einfließen.

Mein Problem damit ist, dass da-

durch ein neues Beratungsgremi-

um geschaffen wurde. Es geht

aber darum, dass die bestehen-

den Institutionen unserer Demo-

kratie gestärkt werden. Wir ha-

ben in einem föderalen System

schon sehr viele Strukturen, die

Mitwirkung erforderlich machen.

Nebengleise, von Abgeordneten

im Bundestag eingerichtet, mit

thematischen Vorgaben und in-

transparenten Kriterien der Aus-

wahl sowie der Steuerung ver-

wirren nur. Das Ziel muss sein,

dass der Bundestag selbst an Re-

präsentativität gewinnt.

Das Konzept des Bürgerrats

kommt Ihrer Idee also nicht nahe.

Ganz und gar nicht. Beratungsgre-

mien gibt es doch schon genug.

Uns geht es darum, andere Stim-

men im Bundestag zu hören. Es ist

derzeit auch nicht in Ordnung,

dass die Stimmen für Parteien, die

unter die Fünf-Prozent-Klausel

fallen, den Parteien, die es darüber

geschafft haben, zugerechnet wer-

den. Unser Vorschlag zielt darauf,

dass dafür die Positionen der Los-

abgeordneten geschaffen werden.

Bis auf das im Bundestag geltende

Abstimmungsverbot für nicht ge-

wählte Abgeordnete hätten sie alle

Privilegien.

Welche Privilegien meinen Sie?

Wir haben uns bei den Losabge-

ordneten an den früheren „Berli-

ner Abgeordneten“ im Bundestag

orientiert, die auch nicht gewählt

wurden. Sie besaßen lediglich

kein Abstimmungsrecht, sonst

aber die gleichen Privilegien wie

gewählte Abgeordnete: gleiches

Recht Reden zu halten, in den

Ausschüssen mitzuwirken, sogar

deren Vorsitz zu übernehmen, Ge-

setzesvorlagen ins Parlament ein-

zubringen.

… abgesehen vom Stimmrecht, als

vollwertige Abgeordnete.

Ja, sie erhalten eine ansehnliche

Amtsausstattung, Sachleistungen,

Reisekostenerstattung, freie Nut-

zung öffentlicher Verkehrsmittel,

Mittel für die Einstellung von Mit-

arbeitern zur Erarbeitung der Poli-

tikfelder, eine sehr auskömmliche

Abgeordnetenvergütung, Zuschuss

zur Krankenversicherung, Pensi-

onsansprüche und Übergangsgeld

schon nach einem Jahr im Parla-

ment. Zudem würden die Losab-

geordneten besonders von ihrer

Reputation profitieren.

Warumwäre das ein Gewinn?

Diese Abgeordneten – verfas-

sungsrechtlich überprüft und

nicht gezwungen – machen das

Parlament attraktiver, tragen dazu

bei, die Aufmerksamkeit der Öf-

fentlichkeit auf das Machtzentrum

zu lenken, wo der politische Wille

sich bildet und bestimmt. Das

würde die Institution meines Er-

achtens aufwerten.

ZU R PE R S O N

Christiane Bender hatte bis 2019
eine Professur für Soziologie an
der Helmut-Schmidt-Universität in
Hamburg inne, davor am Institut für
Soziologie der Universität Heidelberg.
Ihre Themenfelder sind vergleichende
Analysen des sozialen Wandels
sowie der ideen- und institutionen-
geschichtlichen Grundlagen
in der Tradition Max Webers. cd HSE
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der Abgeordneten im
Bundestag haben einen
Hochschulabschluss.
Nach den jüngsten

Daten des Statistischen
Bundesamtes besitzen

18,5 Prozent
der Menschen

in Deutschland einen
solchen Abschluss.

PER LOS INS PARLAMENT

Fünf Prozent der Abgeordneten des
Bundestages sollen per Los ermittelt
werden. Sie hätten die gleichen Rechte
wie die gewählten Abgeordneten –
außer dem, mit abzustimmen: Das sind
die Kernpunkte des moderaten Losver-
fahrens, das Christiane Bender zusam-
men mit dem Soziologen Hans Graßl
von der Universität Siegen vorgeschla-
gen hat. Das Parlament werde so
gestärkt und attraktiver für die breite
Bevölkerung, argumentieren sie.

Als Vorbild dienen Bender und Graßl
die „Berliner Abgeordneten“. Sie wur-
den nach dem Zweiten Weltkrieg, wäh-
rend des Viermächte-Status von 1949
bis 1990, vom Berliner Abgeordneten-
haus in den Bundestag entsandt, da es
damals in Berlin keine Bundestagswah-
len gab. cd
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Kipppunkte

der Demokratie

Nur wenig ist so wirkmächtig

wie das stete Tropfen, das

den Stein höhlt. Zu den tragenden

Grundannahmen des Westens

und auch der Bundesrepublik ge-

hörte lange Zeit die Auffassung,

dass die Demokratie als Staats-

form die stabilste und attraktivste

aller Möglichkeiten sei.

Doch die pluralen und demo-

kratischen Gesellschaften stehen

weltweit unter Druck – auch in

Europa, auch in Deutschland. Sie

stehen zunehmend unter Druck,

weil Rechte mit perfiden Strate-

gien ihre Fundamente angreifen.

Sie stehen unter Druck, weil Me-

dien, die Justiz und engagierte

Menschen angegriffen werden,

Minderheiten um ihre Sicherheit

fürchten müssen – und Regierun-

gen falsch oder sogar in Absicht

falsch reagieren. Am Anfang

steht, das Unsagbare sagbar zu

machen, am Ende folgt womög-

lich die Tat.

Die Frankfurter Rundschau

stellt in loser Folge solche Kipp-

punkte der Demokratie vor: Sie

gefährden die Demokratien in ih-

ren Grundfesten, sie gefährden

den Zusammenhalt in den Gesell-

schaften. FR

„Im Bundestag

fehlen Pragmatiker“
Soziologin Christiane Bender über die Bereicherung des Parlaments

durch Menschen aller Schichten, ihre Zweifel am Sinn von Bürgerräten

und warum ein Jura-Studium keine Garantie für gute Politik ist

Ein Interview von Clemens Dörrenberg

Selbstbewusst ins

„Haifischbecken“
Ohne Doktortitel im Parlament aufzutreten,

kann durchaus von Vorteil sein

VO N C L E M E N S D Ö R R E N B E R G

Ü
ber das Klientel ihrer Parteien

haben Muhanad Al-Halak

(FDP) und Tina Winklmann (Grü-

ne) die gleiche Ansicht. Beide

Bundestagsabgeordneten finden,

dass die jeweilige Partei, der sie

angehören, keine „Akademiker-

Partei“ sei. Dennoch gibt es unter

den ins Parlament Gewählten –

nicht nur der beiden Regierungs-

parteien – wenige, die nicht stu-

diert haben. Viele tragen gar ei-

nen Doktortitel. Und nicht bloß

honoris causa.

Von den 736 Abgeordneten

hat der Großteil mindestens einen

Hochschulabschluss. Aus allen

Fraktionen sitzen nur insgesamt

20 Abgeordnete im Parlament, die

nach der Hauptschule aufgehört

haben. Winklmann und Al-Halak

sind zwei von ihnen. Sie hat Ver-

fahrensmechanikerin für Kunst-

stoff- und Kautschuktechnik ge-

lernt. Er hat eine Ausbildung zur

Fachkraft für Abwassertechnik

abgeschlossen.

„Ich bin in der Partei, seit ich

16 bin“, sagt Winklmann. Bereits

ein Jahr vorher, gleich zu Beginn

ihrer Lehre, sei sie Gewerk-

schaftsmitglied geworden, be-

richtet die 43-jährige Oberpfälze-

rin, die aus einem politisch ge-

prägten „Arbeiterhaushalt“

stammt, wie sie sagt. Ihr Akzent

belegt die bayrische Herkunft. In

dem CSU-geprägten Umfeld habe

es keinen Grünen-Ortsverein in

der Nähe gegeben. Deshalb habe

sie auch weite Wege zu Parteitref-

fen mit dem Fahrrad nicht ge-

scheut, um neben der Arbeit poli-

tisch aktiv sein zu können. Ihr

Weg in die Politik sei klar gewe-

sen, meint Winklmann.

Geradeheraus zieht mehr

In ihrem Beruf hat sie aber auch

25 Jahre lang gearbeitet und sich

daneben engagiert. Mit Beginn

dieser Legislaturperiode sitzt sie

für die Grünen im Bundestag.

„Mich hat einfach die Bundespoli-

tik interessiert“, sagt sie. Sport-

und Arbeitsmarktpolitik sind ihre

Kernthemen. Zu Reden im Ple-

narsaal tritt die Parlamentarierin

gerne in Turnschuhen ans Pult.

Und was sie dann da sagt, ist oh-

ne Allüren und Verzierungen

Al-Halak kam ebenfalls bei

der jüngsten Wahl im Herbst 2021

in den Bundestag. Anfangs fiel

ihm das Parlamentsdasein nicht

leicht. Zunächst einmal musste er

sich in dem riesigen Reichstags-

bau und den angrenzenden Re-

gierungsgebäuden orientieren.

„Ich habe mich oft verlaufen“,

gibt er zu und lacht. Aber auch

der Ton im Parlament war neu für

ihn. Der 34-Jährige spricht von

einem „Haifischbecken“ und:

„Man muss gut überlegen, was

man sagt.“ Das sei „extrem“.

Der Abwassermeister, zu dem

er sich nach der Lehre fortgebil-

det hat, sitzt im Umwelt- und In-

nenausschuss. „Nur Juristen“ ge-

be es dort. „Da merke ich schon,

dass meine Sichtweise eine ande-

re ist“, sagt der Mann, der als

Kind mit seiner Familie vor dem

Krieg im Irak floh und dann im

niederbayrischen Grafenau eine

„neue Heimat“ fand. Er rede dann

halt „verständlicher und boden-

ständiger“ als andere Abgeordne-

te, findet Al-Halak.

Wissen, wovon die Rede ist

Durch Ehrenämter im Fußball-

verein und bei der Freiwilligen

Feuerwehr stieg er in die Kom-

munalpolitik ein. Ein starkes

Wahlergebnis in Grafenau ebnete

ihm den Weg in den Bundestag.

Jedoch sei es nie sein Ziel gewe-

sen, Politiker zu werden. Das geht

wohl nicht wenigen so. Aber wie

können mehr Hauptschulabsol-

vent:innen dazu bewegt werden,

sich politisch zu engagieren und

vielleicht auch eine politische

Karriere einzuschlagen?

Winklmann und Al-Halak

versuchen, in Schulen junge Leu-

te zu motivieren, indem sie ihre

Geschichte erzählen. „Wir brau-

chen euch, weil ihr wisst, wovon

ihr sprecht“, formuliert es die

Grünen-Abgeordnete, wenn sie

sich an Schülerinnen und Schüler

wendet. „Politik hat immer mit

Reindenken zu tun.“ Deshalb sei

es auch so wichtig, dass „unter-

schiedliche Biografien im Parla-

ment“ vertreten seien, um den

Bundestag „vielfältiger“ zu ma-

chen. Im Parlament gehöre die

ganze Gesellschaft gespiegelt.

Dennoch halten sich zu viele

Menschen von der Politik fern.

Für Arbeiter:innen im Schichtbe-

trieb etwa sei es auch gar nicht so

einfach, sich nebenbei noch poli-

tisch zu engagieren, muss

Winklmann eingestehen.

Al-Halak ist auch wichtig,

dass nicht nur Berufspolitiker:in-

nen im Parlament sitzen. Junge

Menschen, die aktiv werden wol-

len, sollten sich deshalb fragen:

„Was muss ich studieren, um Po-

litiker zu werden?“ Vielleicht be-

deutet Studieren aber nicht unbe-

dingt ein Hochschulstudium.




